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3. Wurden bzw. werden die betroffenen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Landes 
Schleswig-Holstein von dem Vorhaben vor der Digitalisierung ihrer Personalakten 
durch die Landesregierung informiert? 
 
Antwort: 
Ja. 
Die Information erfolgt jeweils durch die personalaktenführende Stelle und zweistufig 
– siehe hierzu auch Ziffer 5 Absätze 6 und 7 der Vereinbarung nach § 59 MBG SH 
zur Überführung von papierbasierten in elektronische Personalakten durch Digitali-
sierung (DigiPA), veröffentlicht im Schleswig-Holstein Landesrecht. 
 
4. Welche Kosten entstehen durch die Digitalisierung der Personalakten der Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter des Landes Schleswig-Holstein?  
 
Antwort: 
Die Kosten entstehen aufwandsabhängig im Zuge der laufenden Digitalisierung und 
auch der nachlaufenden Einlagerung der Papierunterlagen bis zum Abschluss der 
jeweiligen Qualitätssicherung und stehen daher erst nach dem vollständigen Ab-
schluss dieser Arbeitspakete fest. 
 
5. Wie wird im Rahmen der digitalen Personalakten die Vertraulichkeit gewährleistet?  
 
Antwort: 
Die Vertraulichkeit der Personalakten wird weiterhin dadurch gewährleistet, dass sie 
auch in elektronischer Form nicht allgemein zugänglich sind. Die elektronischen Per-
sonalakten werden in gesonderten Mandanten (ein Mandant ist ein in sich abge-
schlossener Datenbestand im E-Akte-System) geführt. Die Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter, die mit der Erledigung von Aufgaben des Personalmanagements betraut 
sind, erhalten abhängig von ihren Aufgaben Zugriff auf die Personalaktendaten (sie-
he hierzu auch Ziffer 6 der 59er-Vereinbarung DigiPA). Die lokale Speicherung von 
Personalakteninhalten außerhalb des aktenführenden Systems ist grundsätzlich un-
zulässig. Darüber hinaus gibt es keine Schnittstellen zu anderen IT-Systemen. 
 
6. Wie wird bei der Abwägung des Arbeitgeberinteresses an einer möglichst voll-
ständigen Dokumentation und dem Persönlichkeitsschutz dem besonderen Gefähr-
dungspotenzial digitalisierter Personalaktenführung etwa auf Grund erleichterten Zu-
griffs und erweiterter Verknüpfungsmöglichkeiten Rechnung getragen? Bitte begrün-
den. 
 
Antwort: 
Elektronische Personalakten unterliegen im Vergleich zu Personalakten in Papier-
form keinem erleichterten Zugriff. Es ist eher das Gegenteil der Fall, da das E-Akte-
System über ein detailliertes Rechtesystem verfügt. 
 
Erweiterte Verknüpfungsmöglichkeiten liegen durch die elektronische Personalakten-
führung nicht vor, da es sich um eine aktenmäßige Sammlung von unstrukturierten 
Daten in Form von PDF/A-Dateien handelt.  
Mit strukturierten Daten sind die elektronischen Personalakten (Grundakte und Teil-
akten, entsprechend § 85 Abs. 3 LBG) „beschriftet“, um sie eindeutig der Mitarbeite-
rin oder dem Mitarbeiter zuordnen zu können: 
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 Personalnummer 
 Name 
 Vorname (einer oder mehrere) 
 Geburtsdatum (TT.MM.JJJJ) 
 Namenszusatz 
 Titel 
 Adelstitel 

 
7. Mit welchem Aktenführungsprogramm sollen die digitalen Personalakten geführt 
werden und welche Rollen- und Berechtigungsstrukturen sind hier vorgesehen bzw. 
welche Personen sollen auf welche Informationen digitaler Personalakten zugreifen 
dürfen und wer darf welche Dokumente scannen, bearbeiten oder nur einsehen? 
 
Antwort: 
Es wird das Standard-E-Akte-System des Landes eingesetzt. 
Die Berechtigungsvergabe auf elektronische Personalakten ist aus den dienstlichen 
Aufgaben und Zuständigkeiten abzuleiten und folgt dem Grundsatz „so viel wie nötig, 
so wenig wie möglich“. (Ziffer 6 Absatz 7 59er-Vereinbarung DigiPA). 
 
Die Frage, wer welche Personalaktendokumente bearbeiten oder einsehen darf, ist 
unabhängig vom Medium der Personalaktenführung zu beantworten. Die Organisati-
on des fortlaufenden Scannens von Personalakteninhalten obliegt den personal-
aktenführenden Stellen und unterliegt den Regularien des Personalaktenrechts. 
 
Die Bestandspersonalakten werden im Rahmen der Auftragsdatenverarbeitung durch 
den IT-Dienstleister des Landes Dataport unter Einbeziehung von Subunternehmen 
gescannt. 
 
8. Welche Maßnahmen sind zur Verschlüsselung sensibler Vorgänge vorgesehen? 
 
Antwort: 
Vorgänge werden mit der dann elektronischen Personalakte nicht elektronisch ab-
gewickelt. Daher besteht auch kein Bedarf zur Verschlüsselung etwaiger sensibler 
Vorgänge. 
Die Personalarbeit erfolgt weiterhin wie bisher papierbasiert, und erst abgeschlosse-
ne Vorgänge werden durch „spätes Scannen“ dann zur elektronischen Personalakte 
genommen. 
 
9. Welche physikalischen Sicherungsmaßnahmen, wie z. B. Datensicherung, Proto-
kollierung von Systemaktivitäten sowie die Zugriffskontrolle beim Serverraum, sind 
vorgesehen?  
 
Antwort: 
Für das E-Akte-System liegt ein Sicherheitskonzept nach ISO 27001 auf Basis von 
IT-Grundschutz vor, das dem hohen Schutzbedarf der zu verarbeitenden Aktenbe-
stände auf Grundlage einer ergänzenden Sicherheits- und Risikoanalyse Rechnung 
trägt. Das Verfahren wird in einem durch das BSI nach ISO 27001 auf Basis von IT-
Grundschutz zertifizierten Rechenzentrum betrieben. Insgesamt wurden ca. 800 Si-
cherheitsmaßnahmen aus den IT-Grundschutzkatalogen und ca. 200 zusätzliche 
Maßnahmen im Rahmen der Risikoanalyse ausgewählt und umgesetzt. 
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10. Falls mit der Digitalisierung von Personalakten ein privater Dienstleister beauf-
tragt wurde, ist diese Verfahrensweise mit dem Datenschutz- und Landesbeamten-
recht, insbesondere mit § 89 LBG, vereinbar? Ist die Einwilligung der betroffenen 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Landes Schleswig-Holstein zum Scannen durch 
einen privaten Dienstleister und für das anschließende Vernichten ihrer Personalak-
ten erforderlich? Bitte begründen.  
 
Antwort: 
Teil 1: 
Ja. 
In Abstimmung mit dem Unabhängigen Landeszentrum für Datenschutz Schleswig-
Holstein (ULD) ist zu konstatieren, dass die Digitalisierung von Personalakten durch 
ein externes Dienstleistungsunternehmen eine Auftragsdatenverarbeitung im Sinne 
des § 17 Schleswig-Holsteinisches Gesetz zum Schutz personenbezogener Informa-
tionen (Landesdatenschutzgesetz - LDSG) darstellt. Dem externen Dienstleister wer-
den hierdurch keine Personalaktendaten im Sinne des § 85 Abs. 4 LBG übermittelt, 
er agiert lediglich als Auftragsdatenverarbeiter. 
 
Teil2: 
Nein. 
§ 85 (2) S.2 LBG in Verbindung mit § 23 (1) LDSG ermächtigt den Dienstherrn, Per-
sonalakten vollständig elektronisch zu führen und damit auch den Medienwandel von 
bereits bestehenden papierbasierten Personalakten vorzunehmen. Zur Frage der 
Auftragsdatenverarbeitung durch einen externen Dienstleister siehe Antwort zu 
Teil 1. 
 
 
 
 


